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Zusammenstellung 


des 


Entwurfs eines Gesetzes 


über die Vermittlung der Annahme an Kindes Statt 


- Nr. 1173 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht ] 

(23. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über die Vermittlung 
der Annahme an Kindes Statt 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§1 . 

Die Vermittlung der Annahme an Kindes Statt 
ist Aufgabe des Landesjugendamts und des Jugend- 
amts. Die Vermittlung ist auch denjenigen 
freien Vereinigungen für Wohl- 
fahrtspflege gestattet, die Im Verwaltungs- 
wege durch die zuständigen Obersten Landesbe- 
hörden oder mit deren Ermächtigung durch die 
Landesjugendämter für geeignet erklärt werden. 
Anderen ist die g e s c h ä f t s m ä ß i g e sowie 
die gewerbsmäßige Vermittlung untersagt. 


§2 

Wer der Vorschrift des § 1 zuwider vorsätzlich 
geschäfts- oder gewerbsmäßig die Vermitt- 
lung der Kindesannahme betreibt, wird mit 
Geldstrafe und mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
oder mit einer dieser Strafen bestraft. 


Beschlüsse des 23. A u s s c h u s s e s 

Entwurf eines Gesetzes über die Vermittlung 
der Annahme an Kindes Statt 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Vermittlung der Annahme an Kindes 
Statt ist Aufgabe des Landesjugendamts und des 
Jugendamts. 

(2) Die Vermittlung ist auch der Inneren Mis- 
sion, dem Deutsdien Caritasverband und der Ar- 
beiterwohlfahrt gestattet. 

(3) Sie ist ferner gestattet den Fadi verbänden, 
die Im Verwaltungswege durch die zuständigen 
Obersten Landesbehörden oder mit deren Ermäch- 
tigung durch die Landesjugendämter für geeignet 
erklärt werden. 

(4) Anderen ist die Vermittlung untersagt, so- 
fern sie gewerbsmäßig oder in Einzelfällen zur Er- 
langung eigener wirtsdiaftlidier Vorteile betrieben 
wird. 

S 2 

Wer der Vorsdirift des § 1 zuwider vorsätzlich 
gewerbsmäßig oder in Einzelfällen zur Erlangung 
eigener wirtschaftlicher Vorteile die Vermittlung 
der Annahme an Kindes Statt betreibt, wird mit 
Geldstrafe und mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
oder mit einer dieser Strafen bestraft. 
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Entwurf 

§3 

Der Bundesmmister des Innern wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Justiz und mit Zustimmung des Bundesrats Vor- 
schriften über die Voraussetzungen zu e r - 
lassen, von deren Vorliegen die Ver- 
mittlung der Annahme an Kindes Statt a b h ä n g t. 


§4 

Dieses Gesetz tritt a m T a g e nach der Verkün- 
dung in Kraft. Gleichzeitig treten folgende Vor- 
schriften, soweit sie nicht bereits aufgehoben sind, 
außer Kraft: 

1. das Gesetz über die Vermittlung der Annahme 
an Kindes Statt vom 19. April 1939 (Reichsge- 
setzbl. I S. 795) und die zu seiner Durchfüh- 
rung und Ergänzung erlassenen Verordnungen 
vom 2. Januar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 26) und 
vom 7. März 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 125); 

2. Artikel IV uv.'- von dem Präsidenten des Zen- 
tral-Justizamts > ’ir die Britische Zone erlassenen 
Verordnung über he Annahme an Kindes Statt 
vom 12. März 194.'" ( Verordn ungsbl. für die 
Brit. Zone S. 71); 

3. das Landesgesetz des Landes Württemberg-Ba- 
den zur Änderung des Gesetzes über die Ver- 
mittlung der Annahme an Kindes Statt vom 
25. Juli 1949 (Regierungsbl. S. 183); 

. das Landesgesetz des Landes BJieinland-Pfalz 
zur Änderung des Gesetzes über die Vermittlung 
der Annahme an Kindes Statt vom 2. September 
1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt S. 376), 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

§ 3 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Justiz und mit Zustimmung des Bundesrats 

a) die Stellen der in § 1 Absatz 2 genannten Ver- 
bände oder der diesen Verbänden angesdilos- 
senen Fachverbände zu bezeichnen, denen die 
Vermittlung der Annahme an Kindes Statt 
gestattet ist; 

b) die Voraussetzungen zu bestimmen, unter de- 
nen Fadiverbände gemäß § 1 Absatz 3 zur Ver- 
mittlung der Annahme an Kindes Statt für ge- 
eignet zu erklären sind. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt 3 Monate nach der Ver- 
kündung in Kraft. Gleichzeitig treten folgende 
Vorschriften, soweit sie nicht bereits aufgehoben 
sind, außer Kraft: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 
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